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5 9 2 . Verordnung: Ergänzungszulagenverordnung
5 9 3 . Verordnung: Änderung der Verordnung über die Ermächtigung von Grenzkontrollstellen

zur Sichtvermerkserteilung
5 9 4 . Verordnung: Festsetzung eines Kontingentes für die Beschäftigung von Ausländern im

Bereiche des Magistrates der Stadt Wien
5 9 5 . Verordnung: Festsetzung eines Kontingentes für die Beschäftigung von Ausländern im

Bereich der Österreichischen Bundesbahnen
5 9 6 . Kundmachung: Aufhebung von Bestimmungen des Heeresgebührengesetzes durch den Ver-

fassungsgerichtshof
5 9 7 . Kundmachung: Aufhebung von Bestimmungen des Bewertungsgesetzes 1955 durch den Ver-

fassungsgerichtshof
5 9 8 . Kundmachung: Aufhebung von Bestimmungen des ASVG durch den Verfassungsgerichtshof
5 9 9 . Kundmachung: Aufhebung von Bestimmungen des Bundesgesetzes über die Entschädigung

bestimmter Vermögensverluste in Italien durch den Verfassungsgerichtshof

592 . Verordnung der Bundesregierung vom
21. November 1978 über die Mindestsätze
für die Bemessung der Ergänzungszulage
nach dem Pensionsgesetz 1965 (Ergänzungs-

zulagenverordnung)

Auf Grund des § 26 Abs. 5 des Pensionsge-
setzes 1965, BGBl. Nr. 340, der §§ 45 und 64
Abs. 3 des Landeslehrer-Dienstgesetzes, BGBl.
Nr. 245/1962, in der Fassung der Bundesge-
setze BGBl. Nr. 340/1965, 247/1970, 486/1971,
306/1975 und 261/1978 und der §§ 48 und 66
Abs. 2 des Land- und forstwirtschaftlichen Lan-
deslehrer-Dienstgesetzes in der Fassung der Bun-
desgesetze BGBl. Nr. 176/1966, 248/1970, 487/
1971, 400/1975 und 262/1978 wird verordnet:

§ 1. Der Mindestsatz im Sinne des § 26 Abs. 5
beträgt:

a) für den Beamten 3 308 S. Der Mindestsatz
erhöht sich für die Ehefrau, die bei der
Bemessung der Haushaltszulage zu berück-
sichtigen ist, um 1 423 S und für jedes Kind,
das bei der Bemessung der Haushaltszulage
zu berücksichtigen ist, um 355 S,

b) für die Witwe 3 308 S. Der Mindestsatz
erhöht sich für jedes Kind, für das der
Witwe eine Hausshaltszulage gebührt, um
355 S,

c) für eine Halbwaise bis zur Vollendung des
25. Lebensjahres 1 236 S und nach diesem
Zeitpunkt 2 194 S,

d) für eine Vollwaise bis zur Vollendung des
25. Lebensjahres 1 856 S und nach diesem
Zeitpunkt 3 308 S,

e) für eine frühere Ehefrau 3 308 S.

§ 2. Diese Verordnung tritt am 1. Jänner
1979 in Kraft.

Kreisky Androsch Pahr Moser
Leodolter Staribacher Lanc Broda
Rösch Weißenberg Sinowatz

Lausecker Firnberg

5 9 3 . Verordnung des Bundesministers für
Inneres vom 28. November 1978, mit der
die Verordnung über die Ermächtigung von
Grenzkontrollstellen zur Sichtvermerksertei-

lung geändert wird

Auf Grund des § 29 Abs. 2 des Paßgesetzes
1969, BGBl. Nr. 422, in der Fassung des BGBl.
Nr. 510/1974 wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für
Inneres vom 11. Jänner 1971, BGBl. Nr. 17, über
die Ermächtigung von Grenzkontrollstellen zur
Sichtvermerkserteilung in der Fassung der Ver-
ordnungen BGBl. Nr. 262/1971, 106/1974, 511/
1975 und 516/1976 wird wie folgt geändert:

1. Die Grenzkontrollstelle Laa an der Thaya
wird zur Erteilung von gewöhnlichen Sichtver-
merken ermächtigt.
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2. Die Grenzkontrollstelle Weigetschlag wird
zur Erteilung von gewöhnlichen Sichtvermerken
ermächtigt.

Lanc

594 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 28. November 1978
über die Festsetzung eines Kontingentes für
die Beschäftigung von Ausländern im Be-

reiche des Magistrates der Stadt Wien

Auf Grund des § 12 Abs. 1 des Ausländerbe-
schäftigungsgesetzes, BGBl. Nr. 218/1975, wird
verordnet:

§ 1. Für das Kalenderjahr 1979 wird für den
Bereich des Magistrates der Stadt Wien in Ent-
sprechung eines gemeinsamen Antrages der Ge-
meinde Wien und des Österreichischen Gewerk-
schaftsbundes, Gewerkschaft der Gemeindebe-
diensteten, ein Kontingent in Höhe von insge-
samt 6 310 für die Beschäftigung von Ausländern
festgesetzt.

§ 2. Das Kontingent gemäß Abs. 1 wird auf
die einzelnen Verwendungsbereiche wie folgt
aufgeteilt:

§ 3. Die Laufzeit des Kontingentes erstreckt
sich vom 1. Jänner bis 31. Dezember 1979.

Weißenberg

5 9 5 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 28. November 1978
über die Festsetzung eines Kontingentes für
die Beschäftigung von Ausländern im Be-

reich der Österreichischen Bundesbahnen

Auf Grund des § 12 Abs. 2 des Ausländerbe-
schäftigungsgesetzes, BGBl. Nr. 218/1975, wird
verordnet:

§ 1. Für das Kalenderjahr 1979 wird für
Hilfs- und angelernte Arbeiten im Gesamtbe-
reich der Österreichischen Bundesbahnen ein
Kontingent in Höhe von insgesamt 2 200 für
die Beschäftigung von Ausländerin festgesetzt
(Bundes-Einzelkontingent).

§ 2. (1) Das Bundes-Einzelkontingent wird
unter Festsetzung einer Bundesreserve auf die
angeführten Bundesländer wie folgt aufgeteilt
(Landes-Einzelkontingente):
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(2) Die Bundesreserve gemäß Abs. 1 wird nach
Bedarf zugunsten einzelner Bundesländer frei-
gegeben.

§ 3. Die Laufzeit des Kontingentes erstreckt
sich vom 1. Jänner bis 31. Dezember 1979.

Weißenberg

596 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 21. November 1978 über die Aufhe-
bung des § 21 Abs. 1 des Heeresgebühren-

gesetzes durch den Verfassungsgerichtshof
Gemäß Art. 140 Abs. 5 B-VG und gemäß

den §§ 64 und 65 des Verfassungsgerichtshof-
gesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundge-
macht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit seinem
dem Bundeskanzleramt am 16. November 1978
zugestellten Erkenntnis G 76/78-9, § 21 Abs. 1
des Heeresgebührengesetzes, BGBl. Nr. 152/1956,
idF des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 413/1974 als
verfassungswidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des
30. Juni 1979 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Wirksamkeit.

Kreisky

597 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 27. November 1978 über die Aufhe-
bung zweier Sätze im § 53 Abs. 7 lit. a des
Bewertungsgesetzes 1955 durch den Verfas-

sungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 5 B-VG und gemäß
den §§ 64 und 65 des Verfassungsgerichtshof-
gesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundge-
macht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit seinem
der Bundesregierung am 2. November 1978 zu-
gestellten Erkenntnis vom 13. Oktober 1978,
G 21/78 und G 89, 90/78, im § 53 Abs. 7 lit. a
des Bewertungsgesetzes 1955, BGBl. Nr. 148, (in
der Fassung des Abschnittes I. Art. I Z. 22 des
Abgabenänderungsgesetzes 1977, BGBl Nr. 320)
die mit den Worten „bei Mietobjekten" begin-
nenden letzten beiden Sätze als verfassungs-
widrig aufgehoben.

(2) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

(3) Die aufgehobenen Gesetzesbestimmungen
sind auch auf die vor der Aufhebung verwirk-
lichten Tatbestände nicht anzuwenden.

Kreisky

5 9 8 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 27. November 1978 über die Auf-
hebung eines Wortteils im § 264 Abs. 1 lit. a

ASVG durch den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 5 B-VG und gemäß
den §§ 64 und 65 des Verfassungsgerichtshof-
gesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundge-
macht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit seinem
dem Bundeskanzleramt am 13. November 1978
zugestellten Erkenntnis vom 10. Oktober 1978,
G 65/78-9, im § 264 Abs. 1 Mt. a des Allgemei-
nen Sozialversicherungsgesetzes (ASVG) in der
Fassung der 29. Novelle, BGBl. Nr. 31/1973, den
Wortteil „Invaliditäts . . . " im Satzteil „60 v. H.
der Invaliditätspension" als verfassungswidrig
aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 31. De-
zember 1978 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Kreisky

599 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 27. November 1978 über die Aufhe-
bung einiger Worte im § 2 des Bundes-
gesetzes über die Entschädigung bestimmter
Vermögensverluste in Italien durch den Ver-

fassungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 5 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes und gemäß den §§ 64 und 65 des
Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953, BGBl.
Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit seinem
dem Bundeskanzleramt am 20. November 1978
zugestellten Erkenntnis vom 13. Oktober 1978,
G 84/78-11, die im § 2 des Bundesgesetzes vom
25. Jänner 1973, BGBl. Nr. 636, über die Ent-
schädigung bestimmter Vermögensverluste in Ita-
lien enthaltenen Worte „wenn sie am 17. Juli 1971
als physische Personen österreichische Staats-
bürger waren oder als juristische Personen ihren
Sitz auf dem Gebiet der Republik Österreich
gehabt haben" als verfassungswidrig aufgehoben.

(2) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Kreisky
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